
WIEN Sa./So., 18./19. März 201718

Fo
to

:W
ie

ne
rS

ta
at

sb
al

le
tt

/A
sh

le
y

Ta
yl

or
;

Giselle Rouge
Termine: 31. März, 6., 18., 25. April, 5. Mai 2017

Choreographie: Boris Eifman

Musik: Peter Iljitsch Tschaikowski, Alfred Schnittke,

Georges Bizet, Adolphe Adam

Info: 01/514 44-3670 | Karten: 01/513 1 513 | tickets@volksoper.at | www.wiener-staatsballett.at | www.volksoper.at

Wien. „Das besondere Projekt“
nennt Investor Michael Tojner sei-
nen geplanten Luxuswohnturm in
der Unesco-Weltkulturerbezone,
am vom Wiener Eislaufverein ge-
pachteten Gelände zwischen
Stadtpark und Konzerthaus. Eine
besondere Stellung kommt ihm
bereits jetzt zu. Denn noch nie in
der jüngeren Stadtentwicklungs-
geschichte Wiens hat ein Bauvor-
haben dermaßen hohe Wellen ge-
schlagen, und das auch weit au-
ßerhalb der Fachszene. Davon
zeugen nicht zuletzt die zahlrei-
chen Einsprüche gegen die ge-
plante Flächenwidmung während
der vergangenen sechs Wochen
ihrer öffentlichen Auflage.

Prominente Künstler dagegen

Nach jahrelangen Protesten von
Anrainern, Stadtbildschützern,
Architekten und Planern über-
schlagen sich die Ereignisse nun
geradezu. Vor kurzem etwa wurde
die Petition der IG Autoren an das
Rathaus, die laufenden Planungen
umgehend zu stoppen, von rund
500 Künstlern und Intellektuellen
unterzeichnet – von Felix Mitte-
rer, Peter Turrini und Josef
Winkler über Lukas Resetarits, Jo-
sef Hader und Karl Markovics bis
hin zu Ulrich Seidl, Erika Pluhar
und Christian Ludwig Attersee.

Mit derart prominenten Per-
sönlichkeiten im Rücken gewinnt
man als Bürgermeister normaler-
weise eine Wahl. Nun hat die rot-
grüne Stadtregierung sie gegen
sich – doch damit nicht genug:
Die Wiener Architektenkammer
und die IG Kultur veranstalteten
eigene Pressekonferenzen, um ih-
rer Kritik am Projekt und seinem
fragwürdigen Zustandekommen
Gehör zu verschaffen. Weitere Pe-
titionen für die Erhaltung des
Weltkulturerbes mit mittlerweile
tausenden Unterstützern sind im
Laufen – und am Samstag letzter
Woche fand sogar eine Demonst-
ration am Projektstandort statt.

Aus Deutschland und der
Schweiz melden sich namhafte
Architektur- und Planungsprofes-
soren zu Wort und fordern ein
Überdenken des Projekts. Die
wohl bekannteste Gegenstimme
aus dem Ausland stammt von
Startenor Placido Domingo, der
als Präsident der internationalen
Denkmalschutz-Organisation Eu-
ropa Nostra vehement die Bewah-
rung des Unesco-geschützten
Stadtbilds einschließlich des von
Tojners Plänen betroffenen Innen-
stadtblicks vom Schloss Belvedere
aus verlangt.

Dabei ist das geplante Hoch-
haus weder das schlechteste noch
das höchste von all den Türmen,
die in den letzten zwei Jahrzehn-

ten in Wien hochgezogen wurden
– und auch nicht das erste, das
am Rand der Innenstadt deren
Silhouette maßgeblich verändern
würde.

Ebenso wenig kann behauptet
werden, dass das Rathaus bei vor-
angegangenen Großprojekten pro-
fessioneller, transparenter, behut-
samer oder sozial gerechter agiert
hätte. Seien es die Türme in der
Donau City, in der Wienerberg Ci-
ty oder in Towntown, seien es die
Hochhäuser am Donaukanal, in

Wien Mitte oder in der Millenni-
um City – das Strickmuster ist
stets dasselbe: Ein Unternehmen
der Bau-, Immobilien- oder Fi-
nanzwirtschaft tritt mit einer luk-
rativen Projektidee an die Stadt
heran und erhält, zumal das Vor-
haben den bestehenden städte-
baulichen Rahmen bei Weitem
sprengt, die dafür nötige Ände-
rung im Flächenwidmungs- und
Bebauungsplan.

Diese bedeutet in der Regel ei-
ne Vervielfachung der realisierba-

ren Nutzflächen und damit eine
massive Bevorteilung gegenüber
allen herkömmlichen Grundeigen-
tümern und Bauwerbern – ja, oft
auch noch eine Entwertung be-
nachbarter Immobilien. Etwaigen
Forderungen nach Abstrichen
beim Bauvolumen wird, ohne se-
riösen Nachweis, entgegengehal-
ten, dass sich das Projekt dann
nicht mehr rechnen würde. Oder
der Investor verlangt zunächst
mehr, als er braucht, um dann
konziliant nachgeben zu können.

Noch skandalöser als die urba-
nistische Qualität, die so vieler-
orts Platz gegriffen hat, noch em-
pörender als das dreiste Gebaren
der Entwickler dieser Projekte
sind allerdings die politischen
und planerischen Entstehungsge-
schichten dahinter – und diese
treten in vorliegendem Fall so
konzentriert und gleichzeitig
durchschaubar wie noch selten zu
Tage. In der Fachwelt rumort es,
weil die Stadtregierung nicht nur
ihre ohnehin recht vagen Stadt-
planungsvorgaben – sei es aus
der Wiener Bauordnung, sei es
aus dem Hochhauskonzept von
2002 – zur Rechtfertigung des
Projekts sehr großzügig interpre-
tiert, sondern dieses Mal auch
klar gegen sie verstoßen hat.

So wurden die städtebaulichen
Restriktionen, die sich aus dem
Weltkulturerbe ergeben, im Pla-

nungsprozess schlichtweg igno-
riert und hernach ein neues, dies-
mal „passendes“ Hochhauskon-
zept sowie ein „Masterplan Gla-
cis“ entwickelt, die den Turm
rückwirkend legitimieren sollten.
Und die Opposition? Die sprang
zwar zuletzt auf die Welle der Ent-
rüstung auf, trug in den Jahren
davor aber die maßgeblichen Ent-
scheidungen mit: In der Stadtent-
wicklungskommission wurden
die städtebaulichen Leitlinien für
den Heumarkt-Turm auch von der
ÖVP, das neue Hochhauskonzept
auch von der FPÖ und der Master-
plan Glacis überhaupt einstimmig
abgesegnet.

Unesco-Provokation

Die Verantwortung aber liegt frei-
lich bei der Stadtregierung, und
diese empört – beginnend beim
Bürgermeister höchstselbst – eine
breite Öffentlichkeit vor allem da-
durch, dass sie für ein relativ be-
langloses Immobilienprojekt den
Entzug des Welterbestatus gera-
dezu provoziert. Zwar stilisiert
Michael Häupl das Investment
des Risikokapitalanlegers Michael
Tojner immer wieder zu einer Zu-
kunftsfrage für Wien hoch und
disqualifiziert das Etikett „Welt-
erbe“ als touristisch belanglos so-
wie stadtplanerisch hinderlich.
Doch bezweckte die Unesco weder
die Förderung des Fremdenver-

Von Reinhard Seiß

Wie es uns gefällt
Raumplanungsexperte Reinhard Seiß geht in Sachen Heumarkt mit Stadtpolitik und Projektbetreiber hart ins Gericht – und

spiegelt damit eigenen Angaben zufolge die Stimmung der unabhängigen Architekten- und Planerszene wider. Ein Kommentar.

Belvedereblick mit Hotel Intercontinental und geplantem
Turm nach dem Stand von 2016. Foto: Martin Kupf

„Stadt hat gegen

eigene

Planungsvorgaben

verstoßen.“
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Apotheken

Sa. 8 Uhr bis So. 8 Uhr
1. Bezirk: Plankengasse 6, Schot-
tenring 14, Schwedenplatz 2. – 2.:
Franzensbrückenstraße 17, Lessing-
gasse 23. – 3.: Kardinal-Nagl-Platz
1, Salesianergasse 14. – 5.: Marga-
retenstraße 75. –7.: Mariahilfer
Straße 8. – 8.: Lerchenfelder Straße
122. – 9.: Rotenlöwengasse 1, Zim-
mermannplatz 1. – 10.: Gudrunstra-
ße 150, Laaer-Berg-Straße 43, Tesa-
rekplatz 1. – 11.: Simmeringer

Hauptstraße 44. 12.: Meidlinger
Hauptstraße 86, Schönbrunner Stra-
ße 194-196, Rechte Wienzeile
207/Top 3. – 13.: Hietzinger Haupt-
straße 64. – 14.: Achtundvierziger-
platz/Staargasse 28, Linzer Straße
42. – 15.: Neubaugürtel 19. – 16.:
Hasnerstraße 71. – 17.: Hernalser
Hauptstraße 155. – 18.: Martinstra-
ße 93. – 19.: Grinzinger Straße 83.
– 20.: Jägerstraße 69. – 21.:
Brünner Straße 3, Gerasdorfer Stra-
ße 332, Kürschnergasse 1a. – 22.:
Arnikaweg 117, Schüttaustraße 54,

Zschokkegasse 140. – 23.: Kalks-
burger Kirchenpl. 5, Khemeterg. 8.

So. 8 Uhr bis Mo. 8 Uhr
1. Bezirk: Kärntner Ring 17, Ste-
phansplatz 8a, Werdertorgasse 5. –
2.: Gaußplatz 3, Praterstraße 32,
Wittelsbachstraße 4. – 3.: Land-stra-
ßer Hauptstraße 4. – 4.: Johann-
Strauß-Gasse 32. – 5.: Schön-
brunner Straße 109. –. 6.: Gumpen-
dorfer Straße 30. – 7.: Mariahilfer
Straße 110. – 9.: Alser Straße 12,
Sechsschimmelgasse 17. – 10.: Da-

vidgasse 82-90, Favoritenstraße
166. – 11.: Geringergasse 22. – 12.:
Breitenfurter Straße 46-56, Schön-
brunner Straße 259. – 13.: Jagd-
schlossgasse 77-79. – 14.: Hüttel-
dorfer Straße 186. – 15.: Märzstraße
49. – 16.: Lerchenfelder Gürtel 27,
Stillfriedplatz 4. – 17.: Parhamer-
platz 6. – 18.: Kreuzgasse 81. – 19.:
Billrothstraße 39. – 20.: Leystraße
19-21. – 21.: Brünner Straße 37, Je-
rusalemgasse 30, Prager Straße
276. – 22.: Donau-City-Straße 6, Ge-
werbeparkstraße 8/1, Maria-Tusch-

Straße 12. – 23.: Ketzergasse 97,
Kolbegasse 44-46.

Ärztedienst
Für Wien Tel.: 141.

Zahnärzte
Dr. medic stom. Dumitru Doina, VI.,
Gumpendorfer Straße 115, Tel.: 596
17 15; Dr. med. dent. Rast Elisabeth,
XIX., Krottenbachstraße 106/3/5,
Tel.: 369 83 00; Dr. med. dent. Razi-
ye Sibel, XXII., Stadlauer Straße
62/5/17 MED 22, Tel.: 280 67 70.

NOTDIENSTE

kehrs noch die Bedienung kurz-
fristiger Begehrlichkeiten lokaler
Immobilientycoons. Sprich, das
Rathaus sollte die Unterschutz-
stellung des historischen Zent-
rums nicht als Hilfsmittel zur Ver-
folgung wirtschaftlicher Ziele,
sondern vielmehr als Schutz vor
eigenen planungspolitischen Fehl-
tritten sehen.

Neben seiner Interpretation
des Weltkulturerbes dürfte der
Bürgermeister auch mit seinem
kolportierten „G’spür für Wien“
danebenliegen, zumal weite Teile
der Bürgerschaft durchaus stolz
darauf sind, dass die Unesco ihrer
Innenstadt – wohlgemerkt auf An-
trag der Regierung Häupl – diese
Auszeichnung zuerkannt hat.

Scheinbar mit Kalkül polemi-
siert Michael Häupl daher nicht
nur gegen das Welterbe, sondern
auch gegen die Unesco-Kommissi-
on selbst, etwa mit dem Vorwurf
der „Gesprächsverweigerung“:
Dass die Hüter einer unversehr-
ten Altstadt, die stets eine Höhe
von 43 Metern als Maximum für
einen Turm vorgegeben hatten,
nach dessen jüngster Redimensio-
nierung von 73 auf 67 Meter im-
mer noch nicht einlenken, ist für
das Stadtoberhaupt „nicht zu ak-
zeptieren“. Dabei sei gerade er
„außerordentlich bemüht“, dass
es doch noch zu einer Überein-
stimmung der Positionen kommt
– wenn „auch mit der Möglichkeit
des Scheiterns“.

Häupl zeigt wenig Einsehen,
warum Staatsverträge wie jener
mit der Unesco nicht noch von
Bauprojekt zu Bauprojekt „ver-
handelbar“ sein sollten, zumal
das Mauscheln und Feilschen
zum fixen Repertoire der heimi-
schen Politik zählt.

Und er führt Argumente ins
Treffen, die offenbaren, dass er
entweder recht wenig Ahnung da-
von hat, wovon er spricht, oder
aber die Bevölkerung mit „alter-
nativen Fakten“ überzeugen
möchte: Etwa, wenn er betont,
„dass in unmittelbarer Nähe ein
Hochhaus steht, das auch öffentli-
chen Zwecken zugeführt wurde,
das 87 Meter hoch ist und keine
Diskussion zum Weltkulturerbes-
tatus ausgelöst hat“. Sein Ver-
gleich mit dem Justiztower in
Wien-Mitte hinkt zum einen, weil
der Tojner-Turm eben keine öf-
fentlichen Funktionen aufneh-
men, sondern Privatwohnungen
im Hochpreis-Segment bieten
würde – und zum anderen, weil
der Justiztower nicht in der Welt-
erbezone liegt, ja im Unterschied
zum Rest von Wien-Mitte nicht
einmal in der sogenannten Puffer-
zone. Was also hätte die Unesco
gegen ihn vorbringen sollen?

2008 war Wien noch strenger

Tatsächlich war die Welterbe-
Kommission mit ihrem Höhenli-
mit für den Heumarkt geradezu
generös im Vergleich zu den ur-
sprünglichen Konzessionen des
Rathauses. Während Erstere die
benachbarte Hotelscheibe des In-
tercontinental aus dem Jahr 1964,
die Michael Tojner ebenfalls er-

worben hatte, als Maßstab für ei-
nen Neubau definierte, schloss
noch 2008 Wiens damaliger Pla-
nungsstadtrat Rudolf Schicker
Hochhäuser an diesem Standort
kategorisch aus – und das Stadt-
planungsamt gab bis 2012 die Hö-
he der umgebenden Gründerzeit-
häuser als Obergrenze für eine et-
waige Bebauung vor.

Damit konfrontiert, meinte der
Bürgermeister nur, Schicker sei
eben „ein international sehr er-
fahrener Architekt und Raumpla-
ner, der unter einem 66 Meter ho-
hen Turm nicht unbedingt ein
Hochhaus versteht“ – scheinbar
egal, ob die Wiener Bauordnung
ein Gebäude über 35 Meter als
solches klassifiziert oder nicht.

Unklar bleibt, warum der SPÖ-
Grande sich dermaßen für das
Bauvorhaben eines keinesfalls
parteinahen Finanzjongleurs ins
Zeug legt. Immerhin: Im Fall ei-
ner Aberkennung des Welterbes
braucht Häupl den Zorn der – für
jeden Bürgermeister wichtigen –
Boulevardpresse nicht zu fürch-

ten. Denn „Kronen Zeitung“ und
„Heute“ fielen bisher durch wohl-
wollende Berichterstattung über
die Pläne für den Heumarkt auf.

Gehörige Irritation, vor allem
in der eigenen Wählerschaft, löst
auch die Unterstützung der Grü-
nen – korrekter: der Parteispitze
der Wiener Grünen – für den ge-
planten Turm aus, zumal sie vor
der Zeit ihrer Regierungsbeteili-
gung genau gegen solche Projekte
und deren Hintermänner Sturm
liefen. Noch 2009 orteten sie, da-
mals noch in der Opposition,
„Grundstückspekulation“, als Ge-
schäftsfreunde von Michael Toj-
ner im Jahr davor mit einem recht
undurchsichtigen Firmen- und
Stiftungskonstrukt das 10.000
Quadratmeter große Eislaufver-
einsgelände vom staatseigenen
Stadterweiterungsfonds im ÖVP-
geführten Innenministerium um
dermaßen wenig Geld erwarben,
dass in der Folge nicht nur der
Rechnungshof, sondern auch die
Staatsanwaltschaft aktiv wurden.

Aber auch abgesehen von die-
sem Deal weisen zahlreiche Medi-
enberichte, Finanzmarktaufsichts-
und Rechnungshofuntersuchun-
gen, die bis in die Ära der frag-
würdigen Privatisierungen unter
FPÖ-Finanzminister Karl-Heinz
Grasser zurückreichen, Michael
Tojner nicht eben als jenen Unter-
nehmertyp aus, der zu den Wer-
ten der Grünen passt. Dennoch
rechtfertigt Vizebürgermeisterin
und Planungsstadträtin Maria
Vassilakou den Tojner-Turm mit
dem Engagement des Investors
für die Stadt sowie dem öffentli-
chen Mehrwert, den sein Projekt
schaffe.

Ihrer Darstellung nach wäre
der 150 Jahre alte Wiener Eislauf-
verein geradezu in seiner Exis-
tenz bedroht, würde Tojner einen
Teil der Fläche nicht in Bälde be-
bauen und im Zuge dessen dem
maroden Verein unter die Arme
greifen. Dies widerspricht nicht
nur der wirtschaftlichen Selbst-
einschätzung des WEV, sondern
wirft auch die Frage auf, ob Wien
seine Sportstätten nur noch im
Windschatten privater Immobi-
liengroßprojekte erhalten kann –
und wenn ja, wie weit die Stadt-
planung deren Rendite steigern
muss, um von den Investoren die
nötigen Almosen zu bekommen.

Grüne Basis war dagegen

Ein weiterer Benefit des Projekts
sei, so Vassilakou, dass der Frei-
raum am Gelände attraktiver und
außerhalb der Eislaufsaison öf-
fentlich zugänglich werde. Auch
hier regen sich Zweifel, ob es ein
Hochhaus und die Preisgabe des
Weltkulturerbes braucht, um die-
sen eher bescheidenen Effekt zu
erzielen – und ob es tatsächlich
Michael Tojners Selbstlosigkeit
ist, die ihn das Umfeld seines Lu-
xuswohnturms aufwerten lassen
würde. Naheliegender wäre, dass
er dies aus ureigenem Interesse
täte, um seine Immobilie best-
möglich vermarkten zu können.

Auch der Planungssprecher der
Rathaus-Grünen, Christoph Chor-
herr, Wiens profiliertester Pla-
nungspolitiker der letzten Jahr-
zehnte, verteidigt den hochpreisi-
gen Apartmentturm: und zwar als
Beitrag, um das Wohnraumange-
bot für die stark wachsende Bevöl-
kerung auszuweiten – egal, auf
welches Publikum Michael Tojner
tatsächlich abzielt. Dafür seien je-
denfalls auch Maßstabssprünge
samt „Wachstumsschmerzen“ hin-
zunehmen.

Im Übrigen sieht Chorherr den
einen oder anderen Umbruch im
Stadtgefüge durchaus in Überein-
stimmung mit der offiziellen Be-
gründung, warum das historische
Zentrum 2001 Weltkulturerbe
wurde: nämlich, so der grüne Ge-
meinderat, weil es „überragende
Zeugnisse eines fortwährenden
Wandels von Werten während des
2. Jahrtausends“ biete – „und hin-
ter Wandel füge ich ein Rufzei-
chen ein!“ Dabei, so der an der TU
Wien lehrende Schweizer Archi-
tekturhistoriker Nott Caviezel,
steht im englischen Originaltext
der Unesco nichts von einem
„fortwährenden Wandel“. Dieser
sei „eine findige Umdeutung“ im
Zuge der deutschen Übersetzung,
die das Rathaus bewusst benutze.

Derlei Spitzfindigkeiten
braucht es freilich nicht, um zu
verstehen, warum die grüne Basis
zunehmend heftig gegen die Posi-
tion des Parteivorstands oppo-
niert. Immerhin sprach sich die
Landesversammlung der Wiener
Grünen im vergangenen Novem-
ber mit 67 zu 54 Stimmen für die
Beibehaltung des Weltkulturerbes
aus – ohne Auswirkung auf die
offizielle Parteilinie. Diese sieht
entgegen allen Beteuerungen von

mehr Demokratie und Partizipati-
on in der Planung auch keine Be-
fragung der Bürger vor, obwohl
man die Bevölkerung durchaus
entscheiden lassen könnte, ob sie
ihre Altstadt gemäß den Kriterien
der Unesco oder aber jenen des
Rathauses ihren Kindern und
Kindeskindern weitergeben
möchte. Indes hält Christoph
Chorherr es „nicht für sinnvoll,
hochkomplexe Stadtplanungsfra-
gen mit Ja oder Nein beantworten
zu lassen“.

Dabei wäre ein Plebiszit wohl
die einzige Möglichkeit, wie die
Grünen aus dem Dilemma „Bünd-
nistreue gegenüber dem Koaliti-
onspartner versus Prinzipien-
treue gegenüber der Basis“ noch
herauskommen könnten. Denn zu
gewinnen gibt es für sie bei der
Realisierung des Heumarkt-Pro-
jekts wohl kaum etwas, das sich
ihren Wählern als politischer Er-
folg präsentieren ließe. Das stellte
Bürgermeister Häupl erst kürz-

lich klar, als er über die Medien
kundtat, dass nicht nur der Toj-
ner-Turm, sondern auch die Lo-
bau-Autobahn durch den Natio-
nalpark Donauauen fix sei – jenes
Projekt, das sich sein Koalitions-
partner gerne ersparen möchte.
Zu verlieren gibt es hingegen viel,
und das nicht nur für die Grünen:
Allem voran das schwindende
Vertrauen, dass Wiens Stadtent-
wicklungspolitik auf Sachlichkeit
beruht – und grundsätzlich dem
Gemeinwohl dient. ■

Reinhard
Seiß

ist Stadtplaner,
Filmemacher
und Fachpubli-
zist sowie
Mitglied der

Deutschen Akademie für Städte-
bau und Landesplanung. Foto: privat

ZUM AUTOR

„Turm wird mit dem

Engagement des

Investors für die Stadt

gerechtfertigt.“
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